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Vorbemerkung 

Die vom Verein für Sozialpolitik mit den "Untersuchungen zum 
deutschen Vertriebenen- und Flüchtlingsproblem" angestrebte wissen-
sch,aftliche Erörterung der volkswirtschaftlichen Probleme, die sich 
aus der Eingliederung des Bevölkerungszustromes ergeben, wird in 
ihrem zweiten Teil, in den Länderberichten, in großartiger Ausfäche-
rung dartun, welche unterschiedliche Belastung und Bereich,erung die 
einzelnen Gebiete durch die Aufnahme der Flüchtlinge erfuhren. Es 
wird sich erweisen, wie vielfältig bei grundsätzlich gleicher Problem-
stellung die menschlichen und materiellen Bedingungen für die Ein-
gliederung waren. 

Mit einigen Bedenken wird der Reihe dieser Länderberichte hier 
ein sorgfältig erstellter Beitrag über die Aufnahme von Flüchtlingen 
in den Stadtstaaten Bremen und Hamburg eingefügt. Diese Bedenken 
wurden vom Herausgeber der Untersuchungen, Herrn Prof. Dr. 
B. P fis t er, geteilt, besonders auf Grund seiner eingehenden 
Kenntnis der Wirtschaft Hamburgs, aber auch wegen seiner Erfah-
rungen mit dem in anderen Bundesländern und in Westberlin ab-
weichenden Eingliederungsvorgang. Eingehende Korrespondenz und 
mündliche Beratung haben zur Richtigstellung mancher Einzelheiten 
beigetragen, wofür die Verfasserin außerordentlich dankbar ist. -
Eine Reihe der von S'Ü kompetenter Seite geäußerten Zweifel gaben 
andererseits Veranlassung dazu, den Text nicht, wie beabsichtigt, von 
statistischen Nachweisen und erläuternden Anmerkungen zu entlasten, 
sondern im Gegenteil weitere Präzisierung durch, Zahlen und Quellen-
nachweise zu suchen. Das Ergebnis dieser Bemühung ist wenig an-
sprechend. 

Dem Leser wird mit einer Häufung von Tabellen, Einzelzahlen und 
kommentierten Quellennachweisen zugemutet, der Verfasserin auf 
dem Weg durch das Gestrüpp vergleichbaren und unbrauchbaren 
Materials zu f'Ülgen. Vorsorglich sei um Entschuldigung gebeten, daß 
sich die große Zahl der Anmerkungen ebensowenig vermeiden ließ 
wie die Wiederholung einzelner Hinweise, wenn eindringlich genug 
vor irrigen Schlüssen aus dem Material gewarnt sein sollte. 

Weiter muß der Leser um Nachsicht gebeten werden, wenn er vor 
Erörterung der Flüchtlingswanderung eine Skizze vom Um- und Neu-
bau des hanseatischen Wirtschaftslebens findet. Tatsächlich ermöglicht 
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es nur ein solcher Umweg, die Besonderheiten der gesamtwirtschaft-
lichen Problematik für beide Stadtstaaten zu erkennen und die sozial-
und wirtschaftspolitische Aufgabe in angemessener Perspektive zu 
sehen. - Anders ,als im sonst vergleichbaren West-Berlin ist das 
Flüchtlingsproblem in den Stadtstaaten kein politicum; es bringt 
lediglich eine Ausweitung fürsorgerischer Betreuungstätigkeit über 
den Kreis der von Kriegsfolgen betroffenen Stadtbevölkerung hinaus. 
Im Gegensatz zu anderen Bundesländern sind strukturelle Umbil-
dungen des Wirtsch.aftslebens in den Stadtstaaten Anziehungsmoment, 
ja zum Teil Voraussetzung für den Zuzug von Vertriebenen, nicht 
dessen Folge. Die Umrisse dieser Strukturwandlung in Zahlen und 
Daten aufzuzeigen, erschien deshalb unerläßlich. 

Dadurch sind die Bedenken der Verfasserin hinsichtlich der Un-
wegsamkeit des Berichts nicht vermindert, sondern bezüglich der Aus-
sagefähigkeit des Zahlenbildes sogar noch erhöht. Die kleinräumige 
Auswertung der regionalen Statistik bietet nicht wenige Fehler-
quellen, insbesondere bei einer Betrachtung der Städte Bremen, 
Bremerhaven und Hamburg, die in die F1üchtlingsländer Nieder-
sachsen und Schleswig-Holstein eingebettet liegen. Daß dennoch ge-
wagt werden kann, konkrete Aussagen zu machen, verdankt die Ver-
fasserin der unermüdlichen, kritischen Beratung in beiden Statistischen 
Landesämtern, ganz besonders dem Leiter des Bremischen Amtes, 
Herrn Oberregierungsrat Dr. T e t z 1 a f f, sowie in den Hamburger 
Ämtern den Herren Dr. L eIl a u und Dipl.-Volkswirt So bot-
schinski. 

Viele ·andere freundliche Berater und Helfer bei Behörden und 
Organisationen müssen an dieser Stelle ungenannt bleiben, ebenso wie 
die Angehörigen eines studentischen Arbeitskreises an der Hochschule 
für Arbeit, Politik und Wirtschaft in Wilhe1mshaven-Rüstersiel, die 
sich um die statistische Kleinarbeit verdient gemacht haben. Die Ver-
fasserin hofft, in ihrer aller Sinne zu handeln, wenn sie die Versiche:-
rung herzlicher Dankbarkeit verbindet mit einem Wort ehrfürchtigen 
Gedenkens für die Tausende, denen es nicht vergönnt war, den Voll-
zug einer wirtschaftlichen und sozialen Eingliederung in der neuen 
Heimat zu erleben. 

Wilhelmshaven-Rüstersiel, im Dezember 1953. 

lngeborg Esenwein-Rothe. 
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Einleitung 

Die Eigenständigkeit der Länder Bremen und Hamburg 

Die im Gefolge des Potsdamer Abkommens (2. August 1945) ein-
setzende Überflutung Westdeutschlands mit Flüchtlingen deutscher und 
nichtdeutscher Abstammung durchbrach auch die Dämme, mit denen 
die Stadtstaaten Bremen und Hamburg gegen die Zuwanderung ab-
geriegelt waren. Die Abwehr erfolgte durch Ablehnung der Zuzugs-
genehmigung. Eine solche Abweisung aller Personen, die bei Kriegs-
ende nicht in der Stadt gelebt hatten, wurde nach 1945 von sämtlichen 
Großstädten Westdeutschlands geübt. Die Begründung solcher Ver-
waltungsmaßnahmen war in der Zerstörung der Versorgungs anlagen, 
der Vernichtung von Wohnraum und Lagerräumen, von Verkehrs-
mitteln und -wegen und mit Hinweis auf ohnehin chaotische Existenz-
bedingung.en der verbliebenen Stadtbevölkerung ohne weiteres ge-
geben. 

Die Abweisung richtete sich also ebensowohl gegen zurückstrebende 
evakuierte Städter als gegen heimatlose Fremde, deren Unterbringung 
in den vom Krieg minder berührten Landgeibieten Westdeutschlands 
erfolgt war. Bis zur Währungsreform hatten für ihre Aufnahme nur 
die Gesichtspunkte "Obdach und Ernährung" gegolten; erst danach 
suchten sie wirtsch,aftliche Assimilierung. Und erst dann erschien die 
seinerzeit zweckmäßige Fernhaltung der Flüchtlinge von zerstörten 
Städten und Industriegebieten als "Fehlplacierung". Selbst dann erwies 
sich aber die Aufnahmefähigkeit der Großstädte als begrenzt. Mit der 
Wohnraumbewirtschaftung stand auch nach Wiederherstellung der 
Freizügigkeit die verw.altungsrechtliche Handhabe zu selektiver Ein-
schleusung der Zuwandernden zu Gebote. 

Unter den Großstädten der Bundesrepublik nehmen die Stadtsta.aten 
Bremen und Hamburg nun insofern eine Sonderstellung ein, als die 
beiden weltverbundenen Seehafenplätze zwar ihrer Sozial- und Wirt-
schaftsverfass,ung nach Groß-Gemeinden sind, zugleich aber als "Län-
der der Bundesrepublik" eigene staatliche Hoheitsrechte ausüben. Im 
Zuge der Bemühungen um einen "Bevölkerungsausgleich"l innerhalb 
der Bundesrepublik wurde von den Ländern iBremen und Hamburg 
erwartet, daß sie sich "quotal" an der Arufnahme von Heimatvertrie-
benen und anderen Flüchtlingen beteiligten. 
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Die statistischen Vergleiche, die jeweils zur Frage der relativen 
"Tragfähigkeit" dieser Stadtstaaten angezogen werden,2 haben immer 
wieder zu Trugschlüssen geführt. Beide Hansestädte sind nicht mit 
Länderdurchschnitten zu messen,3 da die statistischen Einheiten und 
Gruppen in diesen Räumen zumeist zu klein sind; extreme Werte sind 
nicht auszuschalten. Aber die Stadtstaaten sind .auch statistisch nicht 
mit anderen Großstädten zu vergleichen, weil ihr natürliches Hinter-
land zu einem guten Teil außerhalb des eigenen Hoheitsbereichs liegt. 
Daraus er,geben sich - und zwar nicht nur im statistischen Verfahren, 
sondern auch in den wirtschaftlichen und sozialen Verhältnissen -
Tatbestände, die ohne Kenntnis ihrer in Wirklichkeit doch bestehenden 
Verzahnung mit dem Einzugsbereich des täglichen Waren- und Per-
sonenverkehrs zu falscher Deutung führen. 

Für die Beurteilung der Möglichkeiten und Erfolge des Eingliede-
rungsprozesses von Flüchtlingen in den Stadtstaaten erweist sich somit 
eine Skizze zur Frage der staatlichen Eigenständigkeit beider Länder 
und zur Abgrenzung des Staatsraumes als unerläßlich. 

Die Stadtstaaten in raumwirtschaftlicher 
Beleuchtung 

Im Zusammenhang mit der innergebietlichen Neuordnung der Bun-
desrepublik Deutschland wird die staatliche Eigenständigkeit von de~1 
Hansestädten unter Berufung auf historisch-geographische Gegeben-
heiten und auf wirtschaftspolitische Notwendigkeiten4 als unabding-
bares Recht verteidigt. 

1 Vgl. Gutachten d. lnst. f. Rawnforschung: "Grundgedanken zu einem 
Bevölkerungsausgleich in der Bundesrepublik Deutschland", Bad Godes-
berg 1950. 

2 Tagung d. Flüchtl.-Minister in Bad Segeberg am 24. Juli 1947; 
Vorschlag d. Flüchtlingsverwaltungen d. westd. Länder a. d. Tagung in 

Wittdün am 25.126. August 1949; 
Vorgutachten und Gutachten d. lnst. f. Raumforschung in Verbindung 

mit dem Soziograph. lnst. vom Juni 1951: "Die Umsiedlung von Heimat-
vertriebenen in der Bundesrepublik Deutschland"; 

Nimptsch, R.: "Untersuchung zur Eingliederung der Flüchtlinge in die 
westdeutsche Wirtschaft" - Köln 1950. 

3 Im Hinblick auf die Stadtstaaten irreführend erwiesen sich etwa 
die nicht kommentierten Ländervergleiche, die das Statistische Bundesamt 
im Rahmen seiner Statist. Berichte (Arb. Nr. II/6/4 - 9. Juni 1951) "zur 
Beurteilung der Bevölkerungsstruktur und Wirtschaftskraft der Bundes-
länder" zusammengestellt hat. 

4 Vgl. Ipsen, H. P.: "Hamburg unter dem Grundgesetz" in Zeitschrift d. 
Vereins für Hamburgische Geschichte, Bd. XII - Hamburg 1951 und Maas, 
H.: "Geist und Formen des Bremischen Staatslebens" in "Schaffendes Bre-
men", hrsgeg. vom Verkehrsverein der Hansestadt Bremen, Bremen-Frank-
furt 1952, S. 50 ff. 
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1. Die Eigenständigkeit des Stadtstaates Bremen 

Die Siedlung Bremen, die längs des hochwass.erfreien Geestrückens 
am letzten bequemen übergang über die Weser entstanden war, hatte 
965 Marktrecht erhalten5 und erstmals 1646 den Status der Reichs-
unmittelbar1keit. Diese Verfassung wurde im Westfälischen Frieden 
durch Landabtretung an der Unterweser gegen die Schweden ver-
teidigt, blieb im Hansebund bestehen wie bei der Reichsgründung 
unter Bismarck und in der nationalsozialistischen Länderreform. Als 
geschlossenes "Dominium Visurgis" hat der Stadtstaat Bremen einmal 
zu Beginn des 15. Jahrhunderts das Unterwesergebiet beherrscht. Nach-
dem große Teile dieses Bereichs an Schweden, Oldenburg, friesische 
Häuptlinge und andere landhungrige Nachbarn verloren waren, hat 
Bremen weder als städtisches Gemeinwesen, noch als Staat territorialen 
Ehrgeiz entfaltet. Lediglich im Bemühen um die Festigung des See-
handels wurde 1619 die Gründung eines Vorhafens in Vegesack er-
forderlich und 1827 die Errichtung eines bremischen Hafens an der 
Wesermündung, Bremerharven. Bremerhaven sollte nicht Tochterhafen 
mit eigenen Reedereien und eigenem Handelsverkehr werden. Viel-
mehr .galten die Bemühungen, wie die späteren von Franzius um die 
Weserkorrektion, stets nur der Erhaltung eines Zuganges vom Bremer 
Stadtgebiet zum s.eetiefen Wasser, der durch Versandung der Weser 
bedroht war. 

Die Städte Bremen und Bremerhaven beherrschen als Häfen die 
Unterweser.6 Ihre Zusammengehörigkeit ist vorübergehend durch die 
nationalsozialistischen Bestrebungen zu groß,räumiger Gliederung des 
Deutschen Reichs gestört worden. 1939 wurde die Stadt Bremerhaven 
mit dem preußischen Geestemünde zusammengeschlossen und damit 
"aus dem Lande Bremen aus- und in das Land Preußen (Provinz 
Hannover) eingegliedert ... ".7 Zugleich wurden einige niedersächsische 
Gemeinden dem bremischen Stadtgebiet zugeschlagen, so u. a. die Stadt 
Vegesack. Durch Maßnahmen der Besatzungsmacht sind die Stadt 
Bremen und die Stadt Wesermünde (diese unter der Bezeichnung 

.' Vgl. Prüser: "Vom alten zum neuen Bremen" in "Schaffendes Bremen", 
a.a.O., S. 11, und BeseH: "Geschichte Bremerhavens", Bremen 1927, S. 16, 
wo der Name "Bremen" auf einen altgermanischen Wortstamm zurück-
geführt wird, der die Randlage der Stadt kennzeichnet und 'in unserem 
Zeitwort "verbrämen" erhalten ist. 

6 Die oldenburgischen Häfen haben als Spezialhäfen gewisse Bedeutung; 
doch sind sie am Seegüteraufkommen der Unterweser mit nur etwa 10 vH 
beteiligt. 

7 Vgl. Zeitschrift "Der Schlüssel" - Bremer Beiträge zur deutschen Kul-
tur und Wirtschaft, Jg. 4 (11/39), S. 399 und 400: " ... Ein Aufgehen der 
Stadt Wesermünde 'im Lande Bremen hätte im Widerspruch zum Bestreben 
der Beseitigung von Länderenklaven gestanden ... " 


